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§ 1 Einleitung – Gegenstand und Gang der Untersuchung 

Dem Umwandlungsbereinigungsgesetz von 1994 ist es gelungen, das bis dahin 
zersplitterte Umwandlungsrecht zu kodifizieren. Zwar hält im Schrifttum die 
Diskussion über Dogmatik, Verständnis und Anwendung einzelner Rechtsinsti-
tute unvermindert an1, und selbst vor einer Neuordnung des gesamten Um-
wandlungsrechts machen die Überlegungen nicht halt2. Mit seiner Kodifikation 
hat der Gesetzgeber jedoch zunächst einmal feste Rahmenbedingungen für die 
Umstrukturierung von Unternehmen vorgegeben, jedenfalls soweit er in den 
jeweils zu regelnden Bereichen die rechtswissenschaftliche Entwicklung als aus-
reichend fortgeschritten angesehen hat. 

Verwundern konnte es somit nicht, dass der Gesetzgeber, obgleich er die 
große Bedeutung von Umwandlungen innerhalb von Unternehmensverbindun-
gen erkannt hatte3, dieses Terrain – abgesehen von Einzelregelungen4 – aus der 
Kodifikation zunächst ausgeklammert ließ: 

„Dagegen soll im gegenwärtigen Zeitpunkt darauf verzichtet werden, be-
sondere Regeln für den Minderheitenschutz bei Umwandlungen in Unter-
nehmensverbindungen zu schaffen. Die Entwicklung in Rechtsprechung 
und Schrifttum ist im Fluß, jedoch noch nicht soweit gediehen, dass sich 
bereits für diesen besonderen Fragenkreis des Konzernrechts eine ab-
schließende Regelung treffen ließe [...]. Eine solche Teilregelung kann erst 
getroffen werden, wenn eine allgemeine Lösung für die im Konzernrecht 
auftretenden Fragen gefunden worden ist.“5

Die vorliegende Untersuchung versteht sich als ein Beitrag auf dem Gebiet 
der Umwandlungen innerhalb von Unternehmensverbindungen. Sie widmet sich der Fra-
ge, ob aktienrechtliche Unternehmensverträge gemäß §§ 291, 292 AktG einer 
Übertragung im Wege der Spaltung nach dem Umwandlungsgesetz zugänglich 

                                                          

1 S. nur den Beitrag von K. Schmidt, in: FS Ulmer, 2003, S. 557 ff. 
2 Vgl. etwa die von Beuthin/Helios, NZG 2006, 369 ff., entworfene These von der Umwandlung als 
„transaktionslose Rechtsträgertransformation“. 
3 Allgemeine Begründung des Regierungsentwurfs zum Umwandlungsgesetz, Punkt IV., BT-Drucks. 
12/6699 v. 01.02.1994, S. 71 (Neye, S. 92; Ganske, S. 20). 
4 Vgl. etwa die Vorschriften der §§ 5 Abs. 2, 8 Abs. 1 S. 3, 4 und Abs. 3, 9 Abs. 3 UmwG, die nach 
Maßgabe des § 125 S. 1 UmwG überwiegend auch auf die Spaltung Anwendung finden. 
5 Allgemeine Begründung des Regierungsentwurfs zum Umwandlungsgesetz, Punkt IV., BT-Drucks. 
12/6699 v. 01.02.1994, S. 71 (Neye, S. 93; Ganske, S. 20). 
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sind. Für eine Übertragbarkeit sieht die Praxis ein großes Bedürfnis6, etwa mit 
Blick auf den möglichen Eintritt des übernehmenden Rechtsträgers in die be-
reits angefangene steuerliche Mindestlaufzeit von fünf Jahren, welche § 14 
Abs. 1 Nr. 3 S. 1 KStG für die steuerliche Anerkennung der Organschaft ver-
langt, aber auch aus Gründen der „Sparsamkeit“ der Rechtsordnung7 zur Ver-
meidung des rein formellen Neuabschlusses infolge der Spaltung erloschener – 
unübertragbarer oder unteilbarer – Unternehmensverträge. Ein Anliegen der 
vorliegenden Untersuchung ist es zu zeigen, dass bei der Umsetzung der ge-
nannten Praxisvorgaben das mit der Umwandlungsgesetzgebung verbundene 
Ziel, Unternehmensrestrukturierungen durch die Einführung einer partiellen 
Universalsukzession zu erleichtern, zwangsläufig in Konflikt mit der durch 
Art. 2 Abs. 1 GG geschützten Privatautonomie in Form der negativen Vertrags-
partnerwahlfreiheit geraten muss und wie dieser Konflikt im Hinblick auf Un-
ternehmensverträge zu lösen ist.

Ein wichtiger Schlüssel zur Beantwortung der Frage nach der Übertragbarkeit 
von Unternehmensverträgen wird in der Herausarbeitung des Sukzessionsgegenstands
liegen. Dieser Aspekt ist in den seit Inkrafttreten des Umwandlungsgesetzes er-
schienenen Monografien über die Auswirkungen von Umwandlungen auf Un-
ternehmensverträge vernachlässigt worden8, was deshalb unbefriedigend ist, weil 
die Zentralnorm des spaltungsrechtlichen Sukzessionsrechts, § 132 UmwG, aus-
drücklich nach dem Sukzessionsgegenstand fragt und auf die Übertragbarkeits-
regeln des allgemeinen Zivilrechts verweist. Diese Verweisungstechnik und die 
mit ihr ins Blickfeld gerückten Übertragungshindernisse des Allgemeinen Teils 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs – mitsamt etwa der in § 399 BGB enthalten Frage 
nach der Höchstpersönlichkeit eines Rechts – versteht indes nur, wer sich über den 
konkreten Sukzessionsgegenstand im Klaren ist. De lege ferenda wird hierin sogar 
der einzig mögliche Ansatz zu sehen sein: Mit der ersatzlosen Streichung der 

                                                          

6 Z.B. Vossius, in: FS Widmann, 2000, S. 133, 141 (steuerliche Organschaft), 153 f. (Umstrukturierung 
von Fonds, Streuung von Risiken). 
7 So bereits Hohner, DB 1973, 1487, 1489 (Fn. 23), für die Verschmelzung. 
8 Gutheil, Auswirkungen, S. 63 ff., widmet sich zwar der Auslegung des § 132 UmwG, gelangt dabei 
jedoch zu einem von der ganz h.M. abgelehnten Ergebnis und sieht auch in der Folge von einer wei-
teren Befassung mit § 399 BGB und somit von der Herausarbeitung des Sukzessionsgegenstands bei 
der Übertragung von Unternehmensverträgen ab. Nicht weniger unbefriedigend erscheint der Ansatz 
von Gattineau, Beherrschungsvertrag, S. 71 ff., die eine Sukzessionsfähigkeit von Beherrschungsver-
trägen für den Fall der Verschmelzung abhängiger Gesellschaft auf Dritte mit der Begründung ver-
neint, der Beherrschungsvertrag sei nicht Bestandteil des „Vermögens“ des übertragenden Rechtsträ-
gers, sondern Teil des übertragenden Rechtsträgers selbst und könne somit – mangels gesetzlicher 
Anordnung der Kontinuität des übertragenden Rechtsträgers in der Verschmelzung – nicht überge-
hen.
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Vorschrift des § 132 UmwG im Zuge der anstehenden Änderung des Umwand-
lungsgesetzes9 ist die Frage nach der Übertragbarkeit von Unternehmensverträ-
gen in derselben Weise zu stellen wie bereits jetzt im Rahmen der ungeteilten 
Universalsukzession der Verschmelzung gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG: Han-
delt es sich um einen höchstpersönlichen Sukzessionsgegenstand? 

Der Titel der vorliegenden Untersuchung wäre fraglos zu umfassend formu-
liert, wenn er die Erwartung des Lesers weckte, darin alle anlässlich des Zusam-
mentreffens eines Unternehmensvertrags mit einer Spaltung sich ergebenden 
Fragen erörtert zu finden. Dies ist nicht der Fall. Vielmehr sollen allein Spaltun-
gen unter Beteiligung von Aktiengesellschaften behandelt werden, die eine Übertra-
gung des Unternehmensvertrags zum Gegenstand haben, so dass m.a.W. Spal-
tungsvorgänge ausgeklammert bleiben, bei denen das herrschende Unternehmen 
oder die abhängige Gesellschaft übertragender oder übernehmender Rechtsträ-
ger von Vermögensteilen sind, zu denen kein Unternehmensvertrag zählt. Auch 
die von der konkreten Ausgestaltung des Unternehmensvertrags abhängigen 
Rechtsfolgen der Spaltungsmaßnahmen sollen nur insoweit eine Rolle spielen, 
als dies für die Bestimmung der Höchstpersönlichkeit der Unternehmensverträ-
ge von Bedeutung ist; im übrigen sei auf diesbezügliche Vorarbeiten, das Schrift-
tum zur Verschmelzung eingeschlossen, verwiesen10.

Im Folgenden sollen, nachdem die Grundlagen des Spaltungsrechts herausge-
arbeitet (§ 2) und mögliche Konzernspaltungsmotive aufgezeigt worden sind 
(§ 3 A), zunächst die kompetenzrechtlichen Rahmenbedingungen einer Spaltung 
unternehmensvertraglich gebundener Rechtsträger beleuchtet werden (§ 3 B). 
Im Hauptteil der Arbeit sollen sodann der Sukzessionsgegenstand bei der Über-
tragung von Unternehmensverträgen im Wege der Spaltung herausgearbeitet 
(§ 4), die schuldrechtlichen (§ 5) sowie verbandsrechtlichen (§ 6) Grenzen der 
Übertragbarkeit von Unternehmensverträgen untersucht und auf diesem Weg 
die Frage nach der Sukzessionsfähigkeit der Verträge der §§ 291, 292 AktG be-
antwortet werden. 

                                                          

9 Vgl. Artikel 1 Nr. 21 des Regierungsentwurfs „Zweites Gesetzes zur Änderung des Umwandlungs-
gesetzes“ vom 09.08.2006, BT-Drucks. 16/2919 vom 12.10.2006. [Hinweis nach Redaktionsschluss: 
Der Bundesrat hat am 09.03.2007 dem vorstehenden Gesetztesentwurf in der vom Bundestag am 
01.02.2007 beschlossenen Fassung zugestimmt. Das Gesetz ist am 25.04.2007 in Kraft getreten; vgl. 
BGBl. I, S. 542 ff.] 
10 Auswahl: Gutheil, Die Auswirkungen von Umwandlungen auf Unternehmensverträge nach §§ 291, 
292 AktG und die Rechte außenstehender Aktionäre, 2001; Geng, Ausgleich und Abfindung der Min-
derheitsaktionäre der beherrschten Aktiengesellschaft bei Verschmelzung und Spaltung, 2003; Gatti-
neau, Der Beherrschungsvertrag in der Verschmelzung von Aktiengesellschaften, 2005. 






